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Die Pflegeversicherung hat sich als solidarische und pa-
ritätisch finanzierte Sozialversicherung bewährt. Seit 1995, 
dem Jahr der Einführung der Pflegeversicherung als fünfte 
Säule der Sozialversicherung, ist die Anzahl der Pflegebedürf-
tigen kontinuierlich gestiegen. Derzeit sind rund 2,5 Millionen 
Menschen in Deutschland pflegebedürftig. Bis zum Jahr 2050 
werden 4,36 Millionen Pflegebedürftige prognostiziert. Der 
steigenden Zahl der Pflegebedürftigen steht ein Mangel an 
Pflegekräften gegenüber. Im Jahr 2025 könnten laut Schät-
zungen 152.000 Pflegekräfte fehlen.

Die Menschen wollen in Würde und möglichst in ihrer ge-
wohnten Umgebung alt werden. Etwa zwei Drittel aller Pfle-
gebedürftigen werden zu Hause gepflegt und zwar in erster 
Linie von ihren Angehörigen. 

Die SPD-Bundestagsfraktion will die Pflege verbessern und 
sie auch für die nachfolgenden Generationen sicherstellen. 
Dabei hat die SPD-Fraktion die Pflegebedürftigen, ihre An-
gehörigen und die in der Pflege Beschäftigten im Blick. 
.........................................................................................

Im Koalitionsvertrag  
vereinbart

Im Koalitionsvertrag haben sich SPD und Union auf Fol-
gendes geeinigt: „Pflege muss für alle Menschen, die auf sie 
angewiesen sind, bezahlbar bleiben. Wir wollen die Pflege-
bedürftigkeit besser anerkennen, um die Situation der Pfle-
gebedürftigen, von Angehörigen und Menschen, die in der 
Pflege arbeiten, zu verbessern. Dazu wollen wir den neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriff auf der Grundlage der Empfeh-
lungen des Expertenbeirates in dieser Legislaturperiode so 
schnell wie möglich einführen. Insbesondere Menschen mit 
Demenzerkrankungen sollen damit bessere und passgenauere 
Leistungen erhalten. Diejenigen, die heute Leistungen erhal-
ten, werden durch die Einführung nicht schlechter gestellt“. 
.........................................................................................

Das erste Gesetz zur Stärkung 
der Pflege

Das Pflegestärkungsgesetz I (Fünftes Gesetz zur Ände-
rung des Elften Buches des Sozialgesetzbuches) hat der Bun-
destag am 17. Oktober 2014 beschlossen. Dies ist der erste 
Schritt einer umfassenden Pflegereform.

Mit diesem Gesetz werden viele Leistungsverbesserungen 
im finanziellen Umfang von rund 2,4 Milliarden Euro erreicht. 
So wird etwa die häusliche Pflege gestärkt und die Betreuung 
in den Pflegeheimen verbessert. Zudem werden Leistungen 
für Pflegebedürftige ausgebaut, die an psychischen Stö-
rungen leiden oder an Demenz erkrankt sind. 

Darüber hinaus wird mit dem Pflegevorsorgefonds ein Son-
dervermögen gebildet. Dieses soll dazu beitragen, die Belas-
tungen für künftige Generationen und der heutigen jungen 
Generation in den Jahren zu begrenzen, wenn die geburten-
starken Jahrgänge in das Alter kommen, in dem sie auf Pfle-
ge angewiesen sein könnten.

Die Einrichtung dieses Fonds ist ein Kompromiss, den die 
SPD-Bundestagsfraktion in den Koalitionsverhandlungen 
mit der Union eingegangen ist. 

Mit dem Gesetz wird die Pflege insgesamt durch folgende 
Maßnahmen gestärkt: 

1.	 	Um die Leistungsverbesserungen und die Einzahlungen 
in den neuen Pflegevorsorgefonds finanzieren zu können, 
wird der Beitragssatz zum 1. Januar 2015 zunächst um 0,3 
Prozentpunkte angehoben.

Die Einnahmen aus 0,2 Beitragssatzpunkten – rund 2,4 
Milliarden Euro – stehen für die Leistungsverbesserungen 
der ersten Reformstufe zur Verfügung: 1,4 Milliarden Euro 
für die häusliche Pflege und 1 Milliarde Euro für die stati-
onäre Pflege. Die Mittel aus einem Beitragssatzzehntel 
speisen den Pflegevorsorgefonds. Das entspricht derzeit 
1,2 Milliarden Euro.

2.	 	Erstmalig wird die Preisentwicklung der vergangenen drei 
Jahre bei der Anhebung aller Leistungsbeträge berück-
sichtigt. Sie werden um vier Prozent angehoben. 

3.	 	Die Leistungen in der häuslichen Pflege werden deutlich 
verbessert und flexibilisiert, denn mehr als zwei Drittel 
aller Pflegebedürftigen werden zu Hause versorgt – darun-
ter die große Mehrzahl von ihren Angehörigen.

Ihnen wird insbesondere mit den Verbesserungen im Be-
reich der Kurzzeit- und Verhinderungspflege sowie der 
Tages- und Nachtpflege geholfen. Damit wird dem Wunsch 
vieler Menschen Rechnung getragen, zu Hause gepflegt 
zu werden. Und es werden die Wünsche der vielen pfle-
genden Angehörigen aufgegriffen, entlastende und un-
terstützende Pflegeleistungen flexibler in Anspruch neh-
men zu können.

Das Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pfle-
ge und Beruf, soll zum 1. Januar 2015 in Kraft treten. Darin 
wird unter anderem geregelt, dass Personen, die kurzfri-
stig die Pflege eines Angehörigen organisieren müssen, 
eine bezahlte Auszeit von ihrer Berufstätigkeit von bis zu 
zehn Tagen nehmen können.

4.	Wer die eigenen vier Wände altersgerecht umrüstet – 
zum Beispiel mit einem entsprechenden Badezimmer –, 
kann zukünftig Zuschüsse von bis zu 4.000 Euro bekom-
men. Bisher betrug die Obergrenze hierzu 2.557 Euro. 

5.	Auch die Zuschüsse für Pflegehilfsmittel – zum Beispiel 
Einmalhandschuhe – werden von monatlich bis zu 31 Euro 
auf bis zu 40 Euro erhöht. 

6.	Es wird für eine weitere Angleichung der Leistungen bei 
körperlich und bei psychisch bzw. demenziell bedingter 
Pflegebedürftigkeit gesorgt. Pflegebedürftige, die zum 
Beispiel durch einen Schlaganfall stärker körperlich ein-
geschränkt sind, können jetzt ebenfalls zusätzliche Be-
treuungs- und Entlastungsleistungen in Anspruch neh-
men. 

Die Zahl der Pflegebedürftigen wird steigen

Quelle: Bundesministerium für Gesundheit, Berechnungen auf Basis der Pflegekassen unter Annahme 
einer dauerhaft konstanten altersspezifischen Pflegewahrscheinlichkeit, Stand 28. Mai 2014
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DIESE VERÖFFENTLICHUNG DER SPD-BUNDESTAGSFRAKTION DIENT AUSSCHLIESSLICH DER
INFORMATION. SIE DARF WÄHREND EINES WAHLKAMPFES NICHT ALS WAHLWERBUNG
VERWENDET WERDEN.

Je älter man wird, desto höher 
ist das Risiko, auf Pfl ege an-
gewiesen zu sein. Da die Men-
schen in Deutschland immer 
älter werden, wird auch die 
Zahl der Pfl egebedürftigen in 
den kommenden Jahrzehnten 
drastisch steigen. 

Deshalb will die SPD-Bundes-
tagsfraktion die Situation der 
Pfl egebedürftigen, ihrer Ange-
hörigen und der Pfl egekräfte 
spürbar verbessern und die 
Pfl ege durch eine nachhaltige 
Finanzierungsbasis auch für 
nachfolgende Generationen 
sicherstellen.

Gesagt
Getan
Gerecht7. Wer seinen Anspruch auf ambulante Pfl egesachleis-

tungen nicht voll ausschöpft, kann den nicht genutzten 
Betrag zukünftig bis zu 40 Prozent umwidmen und für 
so genannte niedrigschwellige Angebote – etwa in der 
Betreuung oder für eine Haushaltshilfe – verwenden. 
Gleichzeitig erhalten Menschen mit erheblich einge-
schränkter Alltagskompetenz in der so genannten Pfl e-
gestufe Null jetzt Zugang zu Leistungen der Tages- und 
Nachtpfl ege sowie der Kurzzeitpfl ege. Dies ist bereits 
ein wichtiger Schritt hin zu einem neuen Pfl egebedürf-
tigkeitsbegriff . 

8. In der stationären Pfl ege wird das Betreuungs- und Ak-
tivierungsangebot schon vor Einführung des neuen 
Pfl egebedürftigkeitsbegriff s erweitert und auf alle Pfl e-
gebedürftigen ausgedehnt. Das Betreuungsverhältnis 
wird auf eine zusätzliche Betreuungskraft für 20 Pfl e-
gebedürftige verbessert – was insgesamt bis zu 45.000 
Betreuungskräfte möglich macht. Das wird den Pfl ege-
alltag in stationären Einrichtungen insgesamt erleich-
tern.

Eine gerechte Bezahlung der Pfl egekräfte ist uns wichtig. 
Deshalb hat die SPD-Bundestagsfraktion durchgesetzt, 
dass Pfl egeeinrichtungen, die Tarifl ohn zahlen, gestärkt 
werden. Künftig dürfen Tarifl öhne bei Vergütungsver-
handlungen zwischen Pfl egeeinrichtungen und Pfl ege-
kassen sowie Sozialhilfeträgern nicht mehr als unwirt-
schaftlich abgelehnt werden.

Zudem ist ein Pfl egeberufegesetz in Vorbereitung. Ge-
plant ist eine generalistische Pfl egeausbildung mit einem 
einheitlichen Berufsabschluss. Damit wollen wir die Auf-
stiegschancen verbessern und die Freiheit bei der Berufs-
wahl sichern.

......................................................................................

Pflegebedürftigkeit neu
definieren

Mit dem Pfl egestärkungsgesetz II sollen noch in dieser 
Wahlperiode der neue Pfl egebedürftigkeitsbegriff  und ein 
neues Begutachtungsverfahren eingeführt werden. Die bis-

herige Unterscheidung zwischen Pfl egebedürftigen mit 
körperlichen Einschränkungen einerseits und mit kognitiven 
und psychischen Einschränkungen (insbesondere Demenz-
kranke) andererseits soll dadurch wegfallen.

Im Zentrum steht der individuelle Unterstützungsbedarf 
jeder und jedes Einzelnen. Anstatt der heutigen drei Pfl ege-
stufen soll es künftig fünf Pfl egegrade geben. Dadurch wird 
die Pfl egeversicherung auf eine neue Grundlage gestellt. 
Derzeit fi nden dazu Erprobungen hinsichtlich der Praxis-
tauglichkeit neuer Begutachtungsverfahren statt. 

Zur Finanzierung dieser Leistungsverbesserungen werden 
mit dem Pfl egestärkungsgesetz II die Beiträge zur Pfl egever-
sicherung um weitere 0,2 Prozentpunkte angehoben.
.......................................................................................

Der Zeitplan

Das Pfl egestärkungsesetz I (Fünftes Gesetz zur Änderung 
des Elften Buches des Sozialgesetzbuches) tritt am 1. Janu-
ar 2015 in Kraft.

Das Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pfl ege 
und Beruf wird voraussichtlich am 13. November 2014 in
1. Lesung beraten. Es soll noch in diesem Jahr beschlossen 
werden, damit auch dieses Gesetz zum 1. Januar 2015 in Kraft 
treten kann.

Auch das Pfl egeberufegesetz soll in dieser Legislaturperiode 
verabschiedet werden.

Das Pfl egestärkungsesetz II zur Umsetzung des neuen Pfl e-
gebedürftigkeitsbegriff es soll im Jahr 2016 beraten und be-
schlossen werden und Anfang 2017 in Kraft treten. 
.......................................................................................
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